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28.
Information über die Anmeldung von Bedarfszuweisungswünschen

Anträge auf Gewährung von Bedarfszuweisungen aus

dem Gemeindeausgleichsfonds können nur Gemeinden

und Gemeindeverbände stellen.

Die Bedarfszuweisungen sind im Portal Tirol in der 

Gemeindeanwendung zu beantragen. 

Als Grundlage eines Bedarfszuweisungsantrages hat

die Gemeinde ein Vorhaben anzulegen. 

Als Nachfolger zu einem Vorhaben wird ein Bedarfszu-

weisungsantrag (BDZW Antrag, BDZW Antrag-V, 

Feuerwehr BDZW Antrag) angelegt. Dabei werden die im

Vorhaben bereits erfassten Daten des Allgemeinen Teils

und des Haushaltsteils automatisch übernommen. 

Im Bedarfszuweisungsantrag ist im Bereich Zuschüsse

der von der Gemeinde beantragte Bedarfszuweisungsbe-

trag anzugeben. Bei Vorhaben deren Ausführung sich über

mehrere Jahre erstreckt, sind die Zuschüsse für den gesam-

ten Zeitraum (alle Jahre) zu erfassen. 

Bei mehrjährigen Zusagen ist eine jährliche Antragstellung

nicht notwendig.

Bedarfszuweisungsanträge sollen nur für jene Vorhaben 

gestellt werden, deren Umsetzung auch tatsächlich im
nächsten Jahr realistisch erscheint.

Beim Vorhaben/Antrag ist im Feld „Beschreibung“ 
Folgendes anzugeben:

• konkrete Beschreibung des Vorhabens, 
•  Darlegung (Begründung) der Notwendigkeit

der Umsetzung des Vorhabens unter Berück-  
sichtigung der Dringlichkeit und allfälliger 
Schwerpunktsetzungen der Gemeinde und

•  gegebenenfalls gemeindeübergreifende oder 
regionale Auswirkungen des Vorhabens.  

Nähere Erläuterungen, wie Kostenvoranschläge, Be-
rechnungen über Folgekosten, Raum- und Funktionspro-
gramme, die auch eine sinnvolle Mehrfachnutzung erken-
nen lassen, sollen unter Mitteilungen angeschlossen wer-
den.

Die Bedarfszuweisungsanträge sind, wie im Arbeitsab-
lauf vorgesehen, über die/den BürgermeisterIn an die zu-
ständige Bezirkshauptmannschaft weiterzuleiten. 
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Antragsfristen

Anträge für das folgende Haushaltsjahr und spätere Haus-

haltsjahre sind längstens bis Mittwoch, den 21. Septem-

ber 2016, einzubringen. Die Anträge in der Gemeindean-

wendung sind grundsätzlich vor Beginn der Ausführung

des Vorhabens einzubringen.

Prüfung der Anträge

Die Prüfung der Anträge obliegt der Bezirks-

hauptmannschaft im Einvernehmen mit der Abteilung

Gemeinden und dem Büro des Gemeindereferenten der

Tiroler Landesregierung.

Primär ist zu prüfen, ob und inwieweit für die 

Finanzierung des Vorhabens eine Bedeckung aus dem 

ordentlichen Haushalt, eine Entnahme von Rücklagen, 

eine Fremdfinanzierung, ein verlorener Zuschuss von drit-

ter Seite oder dergleichen in Frage kommt. Bei der Prüfung

der Dringlichkeit ist erforderlichenfalls eine Reihung 

vergleichbarer Vorhaben im Bezirk vorzunehmen. Dabei

ist nach objektiven und nachvollziehbaren Maßstäben 

vorzugehen. Bei der Prüfung der Bedürftigkeit ist in erster

Linie von der möglichen Finanzausstattung bei Ausschöp-

fung aller zumutbaren Einnahmequellen auszugehen.

Die Gemeinden/Gemeindeverbände sind 

verpflichtet, einschlägige Fragen der Bezirkshauptmann-

schaft bzw. der Abteilung Gemeinden unverzüglich zu 

beantworten.

Das Ergebnis der Prüfung wird den Bürgermeis-

terInnen - wie im Vorjahr mit der Möglichkeit eines 

persönlichen Gesprächstermins mit Herrn Landesrat - 

schriftlich mitgeteilt. 

Entscheidung und Zusicherung

Der Gemeindereferent sichert anschließend der

Gemeinde/dem Gemeindeverband die Bedarfszuweisun-

gen schriftlich zu. In der Zusicherung werden die Gemein-

de/der Gemeindeverband, das Haushaltsjahr, der Zweck

und die Höhe der Bedarfszuweisung bestimmt. 

In der Zusicherung werden allenfalls erforderliche Be-

dingungen aufgenommen. Die Zusicherung kann aus wich-

tigen Gründen widerrufen werden.

Die Zusicherung stellt in ihrer rechtlichen Qualität eine

Verwendungszusage dar, die die Gemeinde/den Gemein-

deverband in die Lage versetzen soll, mit der weiteren Pla-

nung des Vorhabens fortzufahren bzw. mit der Ausführung

des Vorhabens zu beginnen. Für die Finanzplanung des

Gemeindeausgleichsfonds ist es erforderlich, dass

schriftliche Zusagen unverzüglich in der Gemeindean-

wendung erfasst werden.

Zeitverzögerungen bei der Abwicklung von Vorhaben,

welche die Auszahlung einer zugesagten Bedarfszuwei-

sung um ein bzw. mehrere Jahre verschieben, müssen der 

Bezirkshauptmannschaft umgehend bekannt gegeben 

werden. Eine „automatische“ Übertragung der zugesagten

Förderung erfolgt nicht.

Bei Fragen zur Handhabung der Portalanwen-

dung stehen die MitarbeiterInnen der Gemeindereferate

der Bezirkshauptmannschaften oder der Abteilung 

Gemeinden beim Amt der Tiroler Landesregierung zur Ver-

fügung. Nähere Erläuterungen zur Handhabung der Por-

talanwendung finden sich in der Anwendung und als

Download in der Wissensdatenbank (WIKI) unter 

„Gemeindeanwendung Land Tirol“.
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Entsprechende Anlassfälle treten seit 1.1.2016 auch in

Tirol auf, weshalb im Einvernehmen mit der Abteilung Ge-

meinden nachdrücklich auf diese Förderungsvorausset-

zung hinzuweisen ist.

Der in der Richtlinie angesprochene ÖWAV-Arbeitsbe-

helf 41 „Grundlagen und Aufbau der Kosten- und Leis-

tungsrechnung in der Abwasserentsorgung“ (2013) kann

beim Österreichischen Wasser- und Abfallwirtschaftsver-

band (ÖWAV) bzw. bei Austrian Standards plus Publishing,

1020 Wien, Heinestraße 38, bezogen werden, die ÖVGW-

Richtlinie W 61 „Grundsätze der Kostenrechnung in 

Wasserversorgungsunternehmen“ (2013) bei der Österrei-

chischen Vereinigung für das Gas- und Wasserfach

(ÖVGW).

Der ÖWAV bietet seit einiger Zeit zusätzlich Schulungs-

veranstaltungen an (in Innsbruck zuletzt am 24.5.2016),

außerdem auch Unterstützung beim Aufbau einer KLR

inkl. der Nutzung eines professionellen Software-Tools für

die Führung der KLR.

MitarbeiterInnen der Siedlungswasserwirtschaft im

Amt der Tiroler Landesregierung sind ebenso wie 

MitarbeiterInnen der Abteilung Gemeinden und der Be-

zirkshauptmannschaften (Gemeindeaufsicht) über 

Hintergründe und Zusammenhänge informiert und können

grundsätzliche Auskünfte erteilen. Unabhängig davon

bleibt das Führen der Kosten- und Leistungsrechnung

Pflicht der Förderwerber, wenn sie in den Genuss der Bun-

desförderung Siedlungswasserwirtschaft kommen wollen.

Dr. Stefan Wildt

Abt. Wasserwirtschaft

29.
Bundesförderung Siedlungswasserwirtschaft: 

verpflichtende Kosten- und Leistungsrechnung für Gemeinden

Die „Förderungsrichtlinien für die kommunale 
Siedlungswasserwirtschaft 2016“ sind seit 1.1.2016 als ak-
tuelle Basis der Bundesförderung Siedlungswasserwirt-
schaft auf Grundlage des Umweltförderungsgesetzes in
Kraft. Dazu fand am 24.11.2015 in Innsbruck eine Infor-
mationsveranstaltung, gestaltet von VertreterInnen des
Bundes sowie der Bundesländer Tirol und Vorarlberg, statt.
Hier wurden die wesentlichen Änderungen u.a. für die För-
derungswerber dargestellt.

Unterlagen zu dieser Informationsveranstaltung ein-
schließlich weiterführender Links sind nach wie vor zu-
gänglich unter www.tirol.gv.at/wasserinfo.

Zu den zentralen Änderungen zählt eine grundlegend
neue Art der Ermittlung der gemeindespezifischen Förder-
sätze. Für die Tiroler Gemeinden ergibt diese Umstellung
in der Regel tendenziell eher Vorteile. Grundsätzlich schon
seit mehreren Jahren besteht für Förderungswerber die 
Verpflichtung, eine Kosten- und Leistungsrechnung
(KLR) zu führen. Konkret setzen die neuen Richtlinien in
§ 7 Abs.1 Z. 11 voraus, dass „der Förderungswerber spä-
testens zum Zeitpunkt der Gewährung der Förderung eine
Kosten- und Leistungsrechnung gemäß den Vorgaben des
ÖWAV oder der ÖVGW einschließlich einer kurzfristigen
Erfolgsrechnung führt“. Diese Voraussetzung gilt mit nur
wenigen Ausnahmen (z.B. Förderung für das Erstellen ei-
nes digitalen Leitungsinformationssystems) für alle Ge-
meinden.

Zum Unterschied vom Vollzug vor dem 1.1.2016 wird
diese an sich schon länger gültige Forderung seit 1.1.2016
rigoros kontrolliert. Solange vom Förderungswerber die
erforderlichen Nachweise über die Führung der KLR in
obigem Sinn nicht vorgelegt werden, ist eine Zusicherung
von Bundesmitteln ausgeschlossen. 

http://www.tirol.gv.at/wasserinfo
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32.
Abgabenertragsanteile der Gemeinden Juli 2016
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33.
Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis Juli 2016
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                                                                      April 2016                 Mai 2016
                                                                     (endgültig)              (vorläufig)
Index der Verbraucherpreise 2015
Basis: Durchschnitt 2015 = 100                          100,7                        101,0
Index der Verbraucherpreise 2010
Basis: Durchschnitt 2010 = 100                          111,5                        111,8
Index der Verbraucherpreise 2005
Basis: Durchschnitt 2005 = 100                          122,0                        122,4
Index der Verbraucherpreise 2000
Basis: Durchschnitt 2000 = 100                          134,9                        135,3
Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100                          142,0                        142,4
Index der Verbraucherpreise 86
Basis: Durchschnitt 1986 = 100                          185,7                        186,2
Index der Verbraucherpreise 76
Basis: Durchschnitt 1976 = 100                          288,6                        289,5
Index der Verbraucherpreise 66
Basis: Durchschnitt 1966 = 100                          506,5                        508,0
Index der Verbraucherpreise I
Basis: Durchschnitt 1958 = 100                          645,4                        647,3
Index der Verbraucherpreise II
Basis: Durchschnitt 1958 = 100                          647,5                        649,4

Der Index der Verbraucherpreise 2015 (Basis: Jahresdurchschnitt 2015 = 100) für
den Kalendermonat Mai 2016 beträgt  101,0 (vorläufige Zahl) und ist somit
gegenüber dem Stand für April 2016 um 0,3 % gestiegen (April 2016 gegenüber
März 2016 blieb unverändert). Gegenüber Mai 2015 ergibt sich eine Steigerung um
0,6 %   (April 2016/2015  + 0,5 %).

VERBRAUCHERPREIS INDEX 
FÜR  MAI  2 0 1 6
(vorläufiges Ergebnis)
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